
  

Zeitung nennt Herkunft eines rabiaten Vaters

Dreijährigen Sohn geschlagen und dann
Durchsuchungsraum zerstört

Ein Vater schlägt in einem Regionalexpress der Bahn seinen dreijährigen Sohn. Er
wird festgenommen und zerstört anschließend den Durchsuchungsraum der
Bundespolizei. Eine Regionalzeitung berichtet über den Vorfall. Im ersten Absatz
erwähnt der Autor, dass es sich bei dem Festgenommenen um einen 27-jährigen
Ghanaer handele. Danach wird die Nationalität des mutmaßlichen Täters nicht mehr
genannt. Ein Leser der Zeitung sieht in der Nennung der Herkunft einen Verstoß
gegen Ziffer 12, Richtlinie 12.1, (Diskriminierungen) des Pressekodex. Die Nennung
der ethnischen Zugehörigkeit spiele für den Kontext des beschriebenen Vorfalls
keine Rolle. Der Chefredakteur der Zeitung berichtet, Grundlage der vom
Beschwerdeführer beanstandeten Meldung sei eine Pressemitteilung der
Bundespolizei, die den Hinweis auf die Nationalität des Festgenommenen enthalten
habe. Der Mann habe englisch gesprochen. Zur Erklärung dieses Umstandes sei es
erforderlich gewesen, die Herkunft zu erläutern. Hinzu komme die Tatsache, dass die
Information über die Nationalität im Internet verbreitet worden sei. Die Redaktion
setze sich regelmäßig dem Vorwurf der Leserschaft aus, nicht vollständig und
angemessen zu berichten, wenn sie derartige Informationen unterschlage. Dies
beschädige die Glaubwürdigkeit der Zeitung, zumal derartige Debatten offensiv im
Netz gegen sie geführt würden. Der Auftrag der Zeitung sei Aufklärung. In Abwägung
dieser Umstände habe sich die Redaktion zugunsten der Nennung der Nationalität
entschieden. Sofern der Presserat dies für falsch halte, bittet der Chefredakteur um
Hinweis und Handreichung, wie mit der Tatsache dieser asymmetrischen Information
der Öffentlichkeit künftig nach Ansicht des Presserats umzugehen sei.

Der Beschwerdeausschuss gelangt zu dem Ergebnis, dass die Zeitung das in Ziffer
12, Richtlinie 12.1, des Pressekodex festgeschriebene Diskriminierungsverbot
verletzt hat. Der Presserat spricht einen Hinweis aus. In diesem Fall besteht kein
begründetes öffentliches Interesse an der Nennung der Nationalität des
Tatverdächtigen. Weder die Schwere der Tat noch andere in den Leitsätzen des
Presserats festgelegten Kriterien rechtfertigen dies. Dass der Verdächtige Englisch
sprach, hätte man mit einer Übersetzung der Formulierung auch weglassen können.
Der Presserat kann nachvollziehen, dass die Redaktionen sich oft in einem Zwiespalt
befinden: Entweder sich dem Vorwurf auszusetzen, Informationen zu unterschlagen,
oder im Dienst der „Aufklärung“ verallgemeinernde Diskriminierungen zu riskieren.
Der Presserat rät Redaktionen, jeden Fall einzeln zu bewerten und sorgfältig
abzuwägen. Es ist die Kernaufgabe des Journalismus, relevante Informationen
auszuwählen und zu gewichten. Das heißt: Die Weglassung verfügbarer



Detailinformationen wie z.B. der Nationalität verstößt nicht zwangsläufig gegen das
Wahrhaftigkeitsgebot nach Ziffer 1 des Pressekodex. Im Zweifel sollten Redaktionen
ihre Auswahlkriterien den Lesern transparent erklären oder diese selbst zum Thema
in den sozialen Medien machen. Im Übrigen verweist der Presserat auf den
Jahresbericht 2017, in dem er zu dieser Frage ausführlich Stellung genommen hat.
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